Guenther Sandleben, Berlin 2006
Über den inneren Zusammenhang von Ökonomie, Volk, Nation und Staat
Es wurde gezeigt, wie sich Gesamtkapitale konstituieren und wie sie sich mystifiziert darstellen als Volkswirtschaften. Nun geht es um die Frage, wie es zu der Vielzahl von Staaten kommt, die zueinander als Nationen auftreten.
a) Zur Bedeutung des Volkes bei der Staatenbildung
Bei der Definition des Staatsgebiets und der entsprechenden äußeren Grenzen scheint das Volk eine wichtige Rolle zu spielen. In der ethnischen Sichtweise gilt das Volk als eine dem Staat vorausgesetzte, natürliche, durch Sprache, Kultur und Abstammung geformte Gesamtheit, gewissermaßen als eine Art lebendiger Organismus, der sich im Laufe von Jahrhunderten herausgebildet habe. Nach außen hin soll sich die Souveränität des Volkes als Nation darstellen. Der Staat sei notwendig, damit ein Volk zur Entfaltung seiner Anlagen kommt. 

In der liberalen, individualistischen Sicht entsteht das Volk scheinbar mechanisch aus der Summe der Staatsbürger, die sich in einem bestimmten Gebiet nach Gründen der Zweckmäßigkeit (wie Gewährung von Sicherheit und Eigentum) zusammenschließen. Im Einzelnen selbst soll der Grund für den Staat liegen. Das Volk muss allerdings auch hier als eine gewisse Gesamtheit dem Staat gegenüber zumindest soweit unterstellt sein, um daraus die äußeren Grenzen herzuleiten. Anderenfalls wäre nicht zu begründen, weshalb sich die Menschen nur gebietsweise zu den jeweiligen Staaten zusammenschließen und sich nicht global zu einem Weltstaat addieren. 

Aus mehreren Gründen muss sowohl die offen ausgesprochene als auch die versteckte ethnische Sicht der staatlichen Grenzen als unzutreffend zurückgewiesen werden:

Erstens spricht die Analyse des Wirtschaftsprozesses gegen eine ethnische Definition der Staatsgrenzen: Die kapitalistische Epoche besitzt einen inhärent imperialistischen Charakter. Mit seiner allseitigen Durchdringung des Geldverhältnisses löst das Kapital die traditionellen Gemeinschaftsformen auf, schafft sich eine Gesellschaft ganz nach seinem Bilde. Unter solchen Rahmenbedingungen können historisch gewachsene Völker, selbst wenn es sie gegeben hätte, unmöglich zu einem ökonomischen Gliederungsprinzip werden.

Zweitens ist die Tatsache nicht zu übersehen, dass weder Zahl noch Ausdehnung moderner Staaten mit Zahl und Siedlungsgebieten von Völkern zusammenfallen. Bekanntlich bilden z.B. die USA und viele Länder Europas, Asiens und Afrikas ein buntes Völkergemisch, ohne dass deren Ökonomien und Staaten entsprechend zersplittert wären. Ein einheitliches, „organisch gewachsenes Volk“ kann dort unmöglich die Grenzen bestimmt haben.

Drittens hat unter anderem die kulturgeschichtliche Schule darauf hingewiesen, dass es sich bei den Völkern um eine moderne Erfindung handeln würde. Wie neuere Forschungen zum Beispiel zur Entstehung europäischer Völker zeigen, gibt es weder eine natürliche, ewige Substanz der Völker, noch eine kontinuierliche Entfaltung ihrer Kultur. Stattdessen ist der Nachweis erbracht, dass die Völker nicht sonderlich alt sind; ihre Geschichte beginnt erst im 18. Jahrhundert. Homogene ethnische Gruppen, die bis heute in kaum veränderter Gestalt fortexistieren würden, habe es, wie Geary anhand der europäischen Entwicklung nachweist, nirgends gegeben. „In Wirklichkeit waren die europäischen Völker im ersten Jahrtausend weit wandlungsfähiger, komplexer und dynamischer als moderne Nationalisten es wahrhaben wollen. Viele Völkernamen mögen uns nach eintausend Jahren vertraut erscheinen, die soziale, kulturelle und politische Realität aber, die sie im frühen Mittelalter bezeichneten, unterscheidet sich von der heutigen radikal.“
 

Häufig seien die ethnischen Namen konstant geblieben, täuschten eine Kontinuität vor, die es tatsächlich gar nicht gegeben hätte. „Was immer man im 3. Jahrhundert im Königreich des Cniva unter der Bezeichnung ‚Gote’ verstanden haben mag – die Realität eines Goten im Spanien des 6. Jahrhunderts sah, was Sprache, Religion, politische und soziale Organisation, ja sogar Abstammung betrifft, vollkommen anders aus. Eine ebenso unermessliche Kluft unterschied die Franken, die im 4. Jahrhundert von Kaiser Julian geschlagen wurden, und jene, die Chlodwig im 6. Jahrhundert in die Schlacht folgten. Das gleiche gilt für die Römer, deren Transformation in derselben Phase nicht weniger dramatisch verlief….Namen waren erneuerbare Ressourcen und besaßen das Potential, Menschen von Kontinuität zu überzeugen, selbst wenn die gelebte Realität durch radikale Diskontinuität geprägt war.“
 Wanderungsbewegungen von Völkern dienten als Vehikel, um mythische ‚Gründungsurkunden‘ auf politische Einheiten des 19. Jahrhundert zu projizieren. Der Vergangenheit würden bis heute Bedeutungsmuster übergestülpt, die dazu dienten, politisch-nationale Ziele zu legitimieren.

Wie man also sieht, beruhen die Staatsgrenzen keinesfalls auf historisch gewachsenen Völkern. Sowohl systematische als auch historisch-empirische Gründe sprechen gegen eine solche Sichtweise. Die ewige Substanz der Völker hat sich als Erfindung herausgestellt. Und dennoch hat man die Existenz von Völkern bei der Definition des Staatsgebiets vorausgesetzt. Wie konstituiert sich das moderne Volk, das dem Staat seine Grenzen definieren hilft? 

In der Kategorie des Gesamtkapitals sehe ich den Schlüssel für das Verständnis der modernen Völker. Es wurde bei der Analyse des Gesamtkapitals gezeigt, wie durch eine Reihe von Mystifikationen der Schein erzeugt wird, als wären solche Gesamtkapitale die Wirtschaft eines Volkes und somit das Volk die Voraussetzung, das prius, wodurch Grenzen nach außen hin entstehen. Dieser äußere Schein schlägt sich in besonderer Weise im ethnischen Verständnis der Volkssouveränität nieder. Tatsächlich aber bildet dem inneren Zusammenhang nach das Gesamtkapital die gestaltende Kraft. Es grenzt sich von anderen Gesamtkapitalen ab und erzeugt geopolitische Räume, wodurch die dort lebenden Menschen zum modernen Volk zusammengeschmiedet werden. Die Gesamtkapitale separieren und vereinen die Menschen zu Völkern. Das Volk kann also – wie die kulturgeschichtliche Forschung auch bestätigt hat – keine natürlich gewachsene Einheit sein, sondern wird durch besondere ökonomische Kräfte gebildet. In seiner modernen Existenz ist es zurückgeführt auf das Wirken seines Gesamtkapitals. Die Völker erhalten also erst durch die Gesamtkapitale ihr modernes Dasein. Entsprechend ist die Volkssouveränität nach außen nichts anderes als die mystifizierte Souveränität der Gesamtkapitale, die sich in Konkurrenz zueinander befinden und die kollektiven ökonomischen Subjekte des Weltmarkts bilden. 

Die Reproduktion moderner Völker durch die entsprechenden Gesamtkapitale erklärt allerdings noch nicht die historische Entstehung. Wie in der Kapitaltheorie muss auch hier zwischen der historischen Konstitution eines Verhältnisses und der Reproduktion auf fertiger Grundlage unterschieden werden. 

Die geschichtliche Entstehung des Gesamtkapitals kann nichts anderes sein als die Herausbildung der kapitalistischen Produktionsweise selbst, in deren Mittelpunkt die „ursprüngliche Akkumulation“ (Marx) steht. Indem das Kapital  die Produktion erobert, formiert es sich zum Gesamtkapital, definiert entsprechend den Teil der Menschheit, der als das auserwählte Volk zu diesem Gesamtkapital gehört.
 Eine solche Definition des Volkes ist gewissermaßen ein naturgeschichtlicher Prozess, der sich hinter dem Rücken der Menschen abspielt, dann aber mehr und mehr deren Wollen, Bewusstsein und Absichten bestimmt. Ohne Klarheit von diesen unterirdisch wirkenden Kräften zu haben, meinen die Menschen ihr Zusammengehörigkeitsgefühl als Volk zu spüren, dem sie dann in ihren nationalen Kämpfen Geltung verschaffen. Innerhalb der Grenzen der Gesamtkapitale entdecken sich die Menschen als Völker. Dass es in Wirklichkeit das Kapital in der Gestalt des sich konstituierenden Gesamtkapitals ist, wodurch die Menschen als Volk zusammengebracht werden, bleibt ihnen verborgen. Sie versetzen die Geburtsstunde ihres Volkes so weit in die Geschichte zurück, wie es erforderlich ist, um ihren neuen geopolitischen Raum als „erste Landnahme“ zu rechtfertigen. 

Eine besondere Rolle spielten hierbei die Geschichtswissenschaften des 18. und 19. Jahrhunderts
. Mittels der Philologie und der Ethnoarchäologie hätten, wie Geary nachweist, die Historiker das Bild von klar einander abgrenzbarer Völker erfunden, die sich durch stabile, objektiv identifizierbare Merkmale wie Sprache, Religion, Brauchtum und Nationalcharakter voneinander unterscheiden würden. Solche Völker sollen entweder in einem fernen Moment der Frühzeit oder während des Mittelalters entstanden sein. Das Territorium, das sie angeblich bewohnten, diente dann den sich herausbildenden Nationen als Anspruchsgrundlage. Die Staaten hätten Apparate der nationalen Selbsterschaffung errichtet, zu denen ehrgeizige Erziehungsprogramme gehörten, um den von den Philologen als Nationalsprache definierten Dialekt innerhalb der geschaffenen oder beanspruchten Grenzen allgemein, d.h. gegen die große Mehrzahl des „Volkes“, die eine andere Sprache verwendeten, durchzusetzen.
 Dabei diente die neue Nationalsprache als selbstverständliches Medium zur Vermittlung der Nationalgeschichte. Neben Schulen und Militär erwiesen sich die aufkommenden Massenmedien, der Kunst- und Kulturbetrieb, Denkmäler, Vereine und nicht zuletzt der Sport als wichtige Einrichtungen für die Nationalisierung der Massen.

Es zeigt sich also, dass durch das bloße Wirken von Völkern keine Staatsgrenzen entstehen. Als feste ökonomische Barrieren stehen dahinter die auf den ersten Blick unsichtbaren Gesamtkapitale, die sich als Wirtschaft der entsprechenden Völker darstellen und auf diese Weise den Schein erzeugen, als wären es die Völker selbst, die durch ihre Existenz das jeweilige Staatsgebiet definieren würden. In Wirklichkeit sind es die Gesamtkapitale, die geopolitische Räume herstellen, wodurch sowohl die Völker als auch die auswärtigen Grenzen festgelegt werden. Die Staaten führen mit ihren politischen Grenzziehungen nur das Werk ihrer Gesamtkapitale mit anderen Mitteln fort.     

b) Trennung von Politik und Ökonomie – Kritik der Staatsableitungsdebatte
Sehen wir uns nun das Verhältnis von Staat und Ökonomie näher an. 

Es ist in den Rubriken „Gesamtkapital“ und “Volkswirtschaft“ gezeigt worden, dass in der Reproduktion des Gesamtkapitals alle Klassen, also auch die Lohnabhängigen, eingeschlossen sind. Die Kategorie des Gesamtkapitals beinhaltet die gesamte Warenproduktion, die materielle wie die geistige, ebenso die Distribution und den Austausch der Waren und schließlich die individuellen Bedürfnisse bzw. die Konsumtion. Das gesamte kommerzielle Leben, alle sozial-ökonomischen Elemente sind darin enthalten. Das Gesamtkapital konstituiert also eine komplette „kommerzielle Gesellschaft“ (Adam Smith), die im 19. Jahrhundert vorzugsweise als „bürgerliche Gesellschaft“ gekennzeichnet wurde. Eine solche Gesamtheit besitzt eine Eigenständigkeit, bildet das Primäre, Überindividuelle, wodurch die Zwecke und Bedingungen der Einzelnen gesetzt sind.

Das Besondere an dieser Gesamtheit besteht darin, dass sie auf keiner wirklichen Gemeinschaft beruht, sondern durch das Wirken des Wertgesetzes, gewissermaßen durch den Mechanismus des Marktsystems hinter dem Rücken der Individuen hergestellt wird. Der kritische Begriff der Warenproduktion hat diesen Sachverhalt in der Weise ausgedrückt, dass sich aufgrund der fehlenden gemeinschaftlichen Voraussetzungen der gesellschaftliche Charakter der in den Waren steckenden Arbeit erst im Nachhinein, nachdem die Waren produziert und sich die Arbeit darin vergegenständlicht hat, ausdrücken kann, und zwar nur auf mystifizierter, dinglicher Weise nämlich als Preis der Ware.
  

Das Fehlen einer wirklichen Gemeinschaft korrespondiert mit einem spezifischen Eigentumsbegriff. Im Austausch der Waren muss sich das Eigentum als unabhängiges, souveränes Privateigentum realisieren, dem alle gemeinschaftlichen Nerven abgeschnitten sind. Im Kapital selbst, als auf Reichtum bezogener Reichtum, wird das Eigentum zur abstrakten Verselbständigung gebracht, das jeglicher gemeinschaftlicher Einwirkungsmöglichkeiten entzogen ist. Aller Schein des Gemeinwesens ist darin abgestreift. Die Deklaration der Menschenrechte hat die moderne Form des Privateigentums treffend als das Recht des Bürgers formuliert, willkürlich, ohne Beziehung auf andere Menschen, also unabhängig von einer Gemeinschaft, Vermögen zu genießen und darüber zu disponieren. Entsprechend basiert auch das Menschenrecht der Freiheit nicht auf der Verbindung der Menschen untereinander, sondern auf der Absonderung des Menschen von dem Menschen; das Freiheitsrecht erhält seine Grenzen in den Rechten eines anderen. Es handelt sich also hier um die Rechte des Menschen als isolierter, auf sich zurückgezogener Monade. 

Solche zersplitterten und isolierten Individuen verfolgen ihre Privatinteressen und dienen, indem sie nur ihre Privatinteressen verfolgen, zugleich den Privatinteressen anderer. In dieser Isolierung gegeneinander besitzt die Privatsphäre eine eigenständige Existenz. 

Obwohl das Gesamtkapital eine Eigenständigkeit besitzt, sich durch das Wirken des Wertgesetzes eigengesetzlich reproduziert, besitzt es also nirgends eine wirkliche Sphäre des Gemeinwesens. Alle besonderen Elemente des wirtschaftlich-sozialen Lebens haben lediglich individuelle Bedeutung, sind Elemente des Privatlebens, worin das Gemeinwesen ausgelöscht ist. Das Gesamtkapital als lediglich funktional-ökonomisches Gebilde kann unmöglich existieren ohne eine gemeinschaftliche Ergänzung jenseits der eigenen ökonomischen Gesetzmäßigkeiten. Eine solche gesonderte Sphäre des Gemeinwesens, worin die allgemeinen Volksangelegenheiten eines Gesamtkapitals geregelt sind, ist der Staat.
 Hier konzentrieren sich also alle politisch-gemeinschaftlichen Elemente, von denen das Gesamtkapital in Gestalt der kommerziellen Gesellschaft abstrahieren muss. Die Trennung von Politik und Gesamtkapital ist kein einmaliger historischer Akt, sondern wird zusammen mit dem „unpolitischen“ Gesamtkapital stets reproduziert.

Die Spaltung in Staat und Gesamtkapital bildet die Grundlage für die Zweiteilung des Menschen in den Staatsbürger (citoyen) und den Wirtschaftsbürger (bourgeois). Die gesamte Reproduktion des Menschen, sein wirkliches egoistisches Leben, seine Klassenzugehörigkeit, seine sozialen Konflikte, seine geistigen und religiösen Vorstellungen, seine Bedürfnisse, die Art und Weise der Konsumtion etc. gehören zur kommerziellen Gesellschaft und bilden entsprechende Eigenschaften des egoistischen, in der Konkurrenz sich bewegenden Wirtschaftsbürgers. Hier steht er mit all seinen Besonderheiten und manchen privaten Kuriositäten als Privatmann außerhalb des Staates. Demgegenüber ist seine Existenz als Staatsbürger eine Existenz, die außerhalb seiner sozialen-klassenmäßigen Beziehungen liegt. Als Untertan des Staates besitzt er wie jeder andere die gleichen Staatsbürgerrechte, worin seine Teilnahme am öffentlichen Geschehen geregelt ist. 

Erschien einst an der Oberfläche des Gesamtkapitals die kapitalistische Wirtschaft als die Wirtschaft eines Volkes (Volkswirtschaft), das Volk also als der Ausgangspunkt der Wirtschaft, so erscheinen nun die von ihrem wirtschaftlichen Zusammenhang abgetrennten Staatsbürger als Ausgangspunkt der Politik. Dem inneren Zusammenhang nach ist aber das Gesamtkapital sowohl in der Ökonomie die treibende Kraft, als auch die Voraussetzung und die entscheidende Macht des Staates, die der Politik ihren Inhalt liefert. Diese Politik ist keine einfache Klassenpolitik, die ihren Bezugspunkt ausschließlich bei den Eigentümern und Besitzern des Kapitals hat. Die Gleichsetzung von Gesamtkapital und einer besonderen Klasse würde eine Amputation der Gesellschaft beinhalten und mit ihr eine unzulängliche Einengung des politischen Blickwinkels. Klassenkämpfe, soziale Konflikte etc. gehören der Gesellschaft an, bilden demnach kein ausdrückliches Staatsmoment. Der Staat ist vielmehr festgelegt auf die Reproduktion des Gesamtkapitals. Er bezieht alle Klassen auch die der Lohnabhängigen ein, aber nur soweit, wie die Lohnabhängigen eine Klasse des Gesamtkapitals und damit zugleich eine Klasse für das Kapital bilden. So löst sich das Rätsel, dass im Staat einerseits die Existenz verschiedener Klassen ausgelöscht ist, denn diese gehören zur kommerziellen Gesellschaft, dass der Staat aber andererseits in jedem Punkt seiner Politik vom Interesse des Kapitals als Gesamtkapital bestimmt wird. 

Die Vernachlässigung der Kategorie des Gesamtkapitals bei der Herleitung des Staates bildete den theoretischen Grund dafür, dass die Staatsableitungsdebatte der 70er Jahre, die erfolgsversprechend begonnen hatte, schließlich versanden musste. Man wollte zwar von der Marxschen Kategorie des „Kapitals im allgemeinen“ ausgehen, ohne sich jedoch deren Inhalt wirklich klar gemacht zu haben. Der Begriff des Gesamtkapitals tauchte deshalb lediglich am Rande auf, versehen mit der Bedeutung, dass darunter kaum mehr zu verstehen sei als die Gesamtheit der Einzelkapitale. Die eigenständige Existenzweise des Gesamtkapitals, obwohl von Marx klar entwickelt und ausdrücklich herausgestellt, wurde gar nicht erst thematisiert. Da die zusammenhängende Einheit fehlte, herrschte große Willkür bei der Fixierung des „methodischen Ansatzpunkts“ für die Staatsableitung. Einige glaubten, an der Zirkulation ansetzen zu müssen, am Kauf und Verkauf von Waren, mit den sich dabei geltend machenden Rechtsverhältnissen, andere wiederum wählten die Konkurrenz der Einzelkapitale und leiteten den Staat negativ, gewissermaßen als Lückenbüßer für unerledigte Reproduktionsfunktionen ab, oder man kam auf die Idee, nur  die „Revenuen und ihre Quellen“, also gewissermaßen die Oberfläche eines nicht näher bestimmten Gesamtkapitals herauszugreifen, um daran die Staatsableitung unter Ausklammerung der inneren ökonomischen Zusammenhänge des Gesamtkapitals vorzunehmen. 

Da es unklar blieb, von welchem Punkt des „Kapitals im allgemeinen“ eine Staatsableitung auszugehen hat, erhielt der Staat mal einen stärkeren kapitalistischen Anstrich, dann wieder einen allgemeinen Inhalt, als sei der Staat eine Art Wohlfahrtsorientierte Instanz für das Volk bzw. deren Einkommensbezieher. 

Die Vernachlässigung der Kategorie des Gesamtkapitals hatte schließlich zur Folge, dass die Staatsableitung das außenpolitische Element fast vollständig übersah, also dem Irrtum verfiel, den Staat im Singular und nicht im Plural abzuleiten. Hier zeigt sich eine Verbindungslinie zur heutigen Globalisierungsdebatte: Der blinde Fleck in der Bestimmung der Staatsgrenzen ist theoriegeschichtlich gesehen auch eine Folge der gescheiterten Staatsableitungsdebatte der 70er Jahre. 

Der Staat als die politische Form des Gesamtkapitals besitzt zusammen mit „seinem“ Gesamtkapital notwendig ein Außenverhältnis. Ökonomisch gesehen ist die auswärtige Beziehung durch die Konkurrenz der Gesamtkapitale um Absatzmärkte, Rohstoffquellen und Anlagesphären gekennzeichnet. Da es in dem vorliegenden Kapitel lediglich um die Bestimmung der politischen Grenzen der Globalisierung geht, muss auf eine Darstellung der Konkurrenz auf dem Weltmarkt verzichtet werden. 

Politisch gesehen sind die auswärtigen Interessen im Großen und Ganzen die Durchschnittsinteressen des Gesamtkapitals. Ein solcher Durchschnitt kann aufgrund fehlender gemeinschaftlicher Voraussetzungen des Gesamtkapitals nicht einfach abgefragt werden, sondern bildet sich erst durch das Aufeinandertreffen der verschiedenen Interessen der Einzelkapitale heraus. Gleich einem Parallelogramm der Kräfte, worin die Einzelkapitale im Verhältnis ihres Anteils am Gesamtkapital wirken, konstituiert sich als resultierende Größe das gemeinsame außenpolitische Interesse. Nicht der Staatsapparat sondern das Gesamtkapital schafft den Inhalt dieser Politik. Der Staat gleicht die Interessen lediglich aus, vereint sie, gibt ihnen schließlich eine gemeinschaftliche, d. h. politische Form. Er ist bloßer Sachwalter dieser Interessen gegen andere Staaten. Die Mittel, die er zur Durchsetzung der außenpolitischen Interessen einsetzt, reichen von der Diplomatie, über Schutzzölle, Handelssanktionen bis hin zum Krieg.
 

Die nähere Bestimmung des Verhältnisses von Ökonomie und Staat zeigt, wie widersinnig die in der Globalisierungsdebatte vertretene These ist, der Staat könnte gewissermaßen von außen und dazu gegen die Interessen des Kapitals auf den Globalisierungsprozess einwirken. In Wirklichkeit ist die Politik nichts anderes als der Repräsentant der Interessen des Gesamtkapitals. Wird ein „Globalisierungsschub“ etwa durch die Liberalisierung der Märkte politisch begünstigt, dann reflektiert sich darin nur das ökonomische Expansionsbedürfnis entsprechender Gesamtkapitale, wie im umgekehrten Fall eine protektionistische Außenpolitik dem Schutzbedürfnis dient. Es ist nicht die Politik, die eine Globalisierung aufhalten kann, sondern es ist die Ökonomie selbst, die Grenzen setzt, die sich dann auch politisch geltend machen. Die auswärtigen Grenzen sollen nun näher untersucht werden.

c) Nationale Grenzen      

Auf den ersten Blick scheint das nationale Element schwer zu erklären zu sein, so vielfältig ist seine Erscheinungsweise und so unterschiedlich die Intensität, mit der seine verschiedenen Formen hervortreten. In der Theorie wird mal die subjektive, psychologische Seite der Nation zur Hauptsache gemacht
, ein anderes Mal erfolgt die Definition der Nation entlang sachlicher Merkmale. Zieht man etwa die ethnischen Merkmale heran, dann scheint die Nation in einer ethnischen „Abstammungsgemeinschaft“ zu bestehen, werden hingegen kulturell-sprachliche Merkmale in den Vordergrund gerückt, dann meint man, es handle sich um eine „Kulturnation“. Die Folgerungen, die Nation sei eine Sprachgemeinschaft, eine Abstammungsgemeinschaft etc. verallgemeinert nicht nur eine besondere Form und übersieht damit die Vielfalt nationaler Erscheinungsweisen, sondern macht eine besondere Form zur Hauptsache. Was ist das Gemeinsame, das hinter der äußeren Vielfalt steckt?

Das, was die Nationen, etwa die deutsche, französische, US-amerikanische oder japanische gemeinsam haben, ist der kommerzielle, gegensätzliche Charakter ihrer auswärtigen Interessen. Das Kapital eines Landes soll durch politische Mittel geschützt und gefördert werden gegenüber der auswärtigen Konkurrenz. Solche Interessen sind durch die entsprechenden Gesamtkapitale festgelegt. Dieser ökonomische Kern der Nation enthält immer einen äußeren Gegensatz, der durch die Dauerkonkurrenz der Gesamtkapitale stets erneuert wird. 

Die große Bedeutung, die gerade die kommerzielle Seite für den modernen Begriff der Nation besitzt, zeigt sich im historischen Vergleich: Der Name „Nation“ taucht bereits im Mittelalter auf, allerdings noch mit einem völlig anderen Bedeutungsinhalt. Es fehlte sowohl der Gegensatz, die latente Feindseligkeit gegenüber anderen Nationen als auch das Bewusstsein der eigenen Identität.
 Eine tief empfundene Interessengemeinschaft zwischen Adel, Bauern, Handwerkern oder Händlern war in der mittelalterlichen Ständegesellschaft gar nicht möglich. Auch lagen den damaligen Dichtern, Philosophen, Künstlern etc. völlig fern, ihre Selbstidentifizierung in der frühen Geschichte der Völkerwanderung zu suchen. Sie identifizierten sich vielmehr mit der Gesellschaft und Kultur der Römer und nicht mit den Opfern des römischen Kaiserreichs. Erst in der späteren Renaissance, als die aufsprießenden Keime einer kapitalistischen Gesellschaft ein neues Zusammengehörigkeitsgefühl weckten, suchte man seine Identität mehr und mehr bei den Germanen, den Galliern oder den Slawen.
 Die harmlose und eher zufällige Kategorisierung von Menschen nach Nationen sollte bald in die bis heute fortbestehenden Gegensätze Umschlagen, wobei die territorialen Elemente, die Heimstätten der Gesamtkapitale, eine besondere Rolle spielen.

Zurück zu den Formen der Nation. Wir haben es hierbei mit einem zweistufigen Prozess der Mystifikation zu tun: Zunächst erscheinen die miteinander konkurrierenden Gesamtkapitale unter der Form verschiedener Volkswirtschaften, d.h. als die Wirtschaft der jeweiligen Völker. Das gemeinsame auswärtige Interesse eines Gesamtkapitals erhält die politische Form eines Volksinteresses. Zugleich verliert der gegensätzliche Charakter des Interesses seinen Kapitalbezug und stellt sich als Interessengegensatz der Völker dar. Nun handelt es sich nicht mehr nur um die politische Form eines Volksinteresses, sondern um das Interesse eines bestimmten Volkes im Unterschied und im bewussten Gegensatz zum Interesse eines anderen. 

Der Bezug auf das Kapitalverhältnis ist bereits vernebelt, bevor die Mystifikationen auftreten, die mit dem Begriff der Nation verbunden sind. Was dann die Nation noch hinzufügt, ist lediglich die spezielle politische Form, unter der das Volksinteresse nach außen hin ausgefochten wird. Wie unterscheiden sich die Völker, wenn nicht durch ihre tatsächlichen oder eingebildeten gemeinsamen kulturellen, religiösen, politischen, biologischen oder geografischen Merkmale. Solche Kriterien dienen sowohl der Abgrenzung als auch der eigenen Identifikation. Durch die auswärtige Konkurrenz werden die kulturellen oder natürlichen Unterschiede in einen nationalen Gegensatz transformiert. Auf diese Weise erhalten die Konkurrenzkämpfe der Gesamtkapitale den Schein von kulturellen oder ethnischen Konflikten. Meist ist dann nur noch diese äußere kulturelle bzw. natürliche Hülle sichtbar, während der bittere ökonomische Kern darunter versteckt bleibt. Hier nun haben wir den Begriff der Nation: Die besondere politische Form, unter der das Interesse eines Volkes – dem inneren Zusammenhang nach das Interesse des entsprechenden Gesamtkapitals – nach außen hin, gegenüber anderen Völkern vertreten wird, ist die Nation. Das Volk bildet nur insofern eine Nation, als es in Konkurrenz zu anderen Völkern steht, also einen ökonomischen Kampf dagegen führen muss.
  

Zur Illustration von Form und Inhalt der Nation soll der aktuelle Nationalismus der USA dienen. Man versucht dort das offensichtliche ökonomische Interesse im Irak auszublenden. Wie Jeremy Rifkin, Politikberater und Leiter der Foundation on Economic Trends in Washington beobachtet hat, glaubten die meisten US-Bürger ihrem Präsidenten, „wenn er von der moralischen Pflicht spricht, die Welt vor Saddam Husseins pathologischem Eifer zu schützen…Und doch wundere ich mich über die fast völlige Ausblendung der Öl-Connection durch die Politiker und großen Medien in Amerika.“
 Rifkin schält im Weiteren das ökonomische US-Interesse heraus, nennt es vorsichtig das „zweite Motiv“ des Krieges im Unterschied zu den offiziellen Zielen („moralische Pflicht“). 

Rifkin deutet aber nicht nur den ökonomischen Inhalt („zweites Motiv“) und die Form („erstes Motiv“) der Nation an, er gibt zugleich Hinweise, warum es unbedingt der Form bedarf. Die meisten US-Bürger, meint Rifkin, wären davon überzeugt, dass ihre Regierung niemals bloß deshalb ein Land angreifen würde, „um Beute zu machen oder geopolitische Interessen durchzusetzen“. Dieses „zweite Motiv“ sollte kaum ausreichen, um die nötigen Kriegsopfer zu bringen. Also braucht man, was Rifkin nicht mehr auszudrücken wagt, das gemeinsame, höhere moralische Anliegen, um auf diese Weise alle zum Mitmachen zu bewegen. Dies ist die Funktion der Nation. „Ja ich bin mir sicher, dass das amerikanische Volk einen Krieg gegen den Irak oder gegen ein anderes Land am Persischen Golf niemals gutheißen würde, wenn es bloß (!) Ölfelder zu erobern gäbe“. Der schnöde Mammon im Interesse der Konzerne reicht dem einfachen Bürger natürlich nicht aus, um sein Blut auf dem Schlachtfeld zu verspritzen oder einen Teil seines bitter verdienten Einkommens in Kriegen verschwenden zu lassen. Man stirbt nicht für Geschäfte sondern nur für Ideale; teures Blut soll sich freudig hingeben im Kampf gegen das Böse und für die Ehre der Nation.

Das nationale Element tritt im Zeitverlauf keineswegs gleichmäßig hervor. Es erhält einen besonders auffälligen Charakter, wenn sich der Staat bei Handelskriegen, im Vorfeld von Kriegshandlungen und vor allem in Zeiten tatsächlicher Kriege besonders gefordert sieht, die Volksmassen für sich in Bewegung zu setzen. Das in normalen Zeiten eher „unauffällige“ Nationalgefühl wird zum Nationalhass gesteigert, wenn der Nationalstaat in Gefahr gerät oder seine Souveränität erst erkämpfen muss.
 Dabei kommt eine einfache Regel zum tragen: Je größer die Ziele sind, die der Staat durchsetzen will, desto mehr ist er auf das Mitmachen seines Volkes angewiesen. Hier liegt der Grund, warum der in Friedenszeiten vielfach kritisierte Nationalismus in Kriegszeiten zur Normalform wird. Gerade in derart kritischen Zeiten müssen Staat und Medien die breiten Volksmassen zur persönlichen Bewältigung der anstehenden Kriegsopfer intensiv vorbereiten. Eine nationale Sonderbehandlung wird nötig. Würden denn sonst die Soldaten mitmachen, wenn ihr Blut nicht für eine besonders ehrenwerte nationale Angelegenheit, sondern schlicht für die Bereicherung von Rüstungs- und Ölkonzernen, für Absatzmärkte, Rohstoffe oder für politische Einflusssphären fließen soll? 

Weil Opfer und Leid derart eng mit der Nation verknüpft sind, hat Ernest Renan in seinem bis heute berühmt gebliebenen Aufsatz „Was ist eine Nation“ darin die Hauptsache gesehen: „Ich habe soeben gesagt: ‚Gemeinsam gelitten haben‘. Ja, das gemeinsame Leiden eint mehr als die Freude…Eine Nation ist also eine große Solidargemeinschaft, getragen von dem Gefühl der Opfer, die man gebracht hat und der Opfer, die man noch zu bringen gewillt ist.“
 

Der Nationalismus besitzt notwendigerweise eine populistische Seite, spricht die Gefühlsebene an, erweckt Helden und Mythen der Vergangenheit zu neuem Leben. Es versteht sich für die Geschichte des Nationalismus von selbst, dass solche Suche nach den Ursprüngen leicht zur reinen Erfindung wird, in der Legenden und Mythen einander abwechseln. Die kritische Nationalismusforschung hat den Nationalismus als „ein im Innersten modernes Phänomen“
 nachgewiesen und ihn als eine Folgeerscheinung des besonderen Charakters unserer heutigen Welt allgemein angedeutet. Allerdings hat man nirgends die Entstehung des Nationalismus mit dem Kapital selbst, d. h. mit der spezifischen gesellschaftlichen Form der heutigen Ökonomie in Verbindung gebracht.   

� Geary (2002), S. 22


� Geary (2002), S. 135


� Die These von der Konstitution der Völker durch die Entstehung der Gesamtkapitale trage ich bewusst einseitig vor, um darin die Hauptsache zu kennzeichnen. Kulturelle Zusammenhänge wie Sprache, Religion etc. und geografische Gegebenheiten spielen allerdings bei der Konstitution der Gesamtkapitale und damit indirekt auch bei der Konstitution moderner Völker eine Rolle, die in einer konkreten historischen Analyse nachzuweisen wäre.  


� „Die modernen Methoden der Geschichtsforschung und -schreibung“, fasst Professor Patrick J. Geary, Professor für Mittelalterliche Geschichte an der University of California in Los Angeles seine Ergebnisse mit Bezug auf die Philologie und Archäologie zusammen, „sind kein neutrales Instrumentarium der Wissenschaft, sondern wurden speziell zu dem Zweck entwickelt, nationalistische Ziele zu fördern.“ Geary (2002), S. 25.  


� Vergleiche dazu auch Hobsbawm (1991): Vor Einführung einer allgemeinen Schulpflicht gab es, wie Hobsbawm bemerkt, keine gesprochenen Nationalsprachen, die fast immer etwas von einem „Kunstprodukt“ gehabt hätten. „Sie sind das Gegenteil dessen, wofür die nationalistische Mythologie sie ausgibt, nämlich die archaischen Fundamente einer Nationalkultur und der Nährboden des nationalen Denkens und Fühlens. Sie stellten gewöhnlich Versuche dar, aus einer Vielfalt von gesprochenen Idiomen (…) ein einheitliches Idiom zu machen, wobei das Problem hauptsächlich darin besteht, welcher Dialekt als Grundlage für die normierte und vereinheitliche Sprache gewählt werden soll. (…) diese Wahl (kann) durchaus willkürlich geschaffen worden sein…Zuweilen ist sie politisch motiviert.“ (S. 68) Aus der Fülle von Beispielen, die Hobsbawm als Beleg für die geringe Verbreitung der späteren Nationalsprachen anführt, soll nur das vergleichbar früh zentralisierte Frankreich genommen werden. Das Französische, das Frankreich den Namen gab, wurde zur Zeit der Französischen Revolution „von 50 Prozent der Franzosen überhaupt nicht und nur von 12 bis 13 Prozent ‚richtig‘ gesprochen. (…) außerhalb einer Zentralregion wurde es in der Regel nicht einmal im Gebiet der langue d’oui ständig gesprochen, mit Ausnahme der Städte (und selbst dort nicht immer auch in den Vorstädten). In Nord- und Südfrankreich sprach so gut wie niemand Französisch.“(S. 75)


� Marx hat diese Besonderheit unter dem Titel „Fetischcharakter der Ware“ ausführlich und äußerst präzise dargestellt. Er fasst seine Ergebnisse wie folgt zusammen: „Dieser Fetischcharakter der Warenwelt entspringt…aus dem eigentümlichen gesellschaftlichen Charakter der Arbeit, welche Waren produziert. Gebrauchsgegenstände werden überhaupt nur Waren, weil sie Produkte voneinander unabhängig betriebener Privatarbeiten sind. …Da die Produzenten erst in gesellschaftlichen Kontakt treten durch den Austausch ihrer Arbeitsprodukte, erscheinen auch die spezifisch gesellschaftlichen Charaktere ihrer Privatarbeiten erst innerhalb dieses Austausches.“ Marx, Kapital I, MEW 23, S. 87 Anders u. a. im Mittelalter: „Persönliche Abhängigkeit charakterisiert  die gesellschaftlichen Verhältnisse…. Die Naturalform der Arbeit…ist hier ihre unmittelbare gesellschaftliche Form.“ (S. 89) Ebenso in der „ländlich patriarchalischen Industrie einer Bauernfamilie, die für den eigenen Bedarf Korn, Vieh, Garn, Leinwand, Kleidungsstücke usw. produziert. Diese verschiedenen Dinge treten der Familie als verschiedene Produkte ihrer Familienarbeit gegenüber, aber nicht sich selbst wechselseitig als Waren. Die verschiedenen Arbeiten … sind in ihrer Naturalform gesellschaftliche Funktionen, weil Funktionen der Familie … Die individuellen Arbeitskräfte (wirken) von Haus aus nur als Organe der gemeinsamen Arbeitskraft der Familie. Stellen wir uns … einen Verein freier Menschen vor, die mit gemeinschaftlichen Produktionsmitteln arbeiten und ihre vielen individuellen Arbeitskräfte selbstbewusst als eine gesellschaftliche Arbeitskraft verausgaben…Die gesellschaftlichen Beziehungen der Menschen zu ihren Arbeiten und ihren Arbeitsprodukten bleiben hier durchsichtig einfach in der Produktion sowohl in der Distribution.“ (92f) Im Gegensatz zum Gesamtkapital und seiner Warenproduktion beruhen solche Ökonomien auf einer wirklichen Gemeinschaft (mit oder ohne Gegensätzen), so dass ihre Arbeit immer einen unmittelbaren gesellschaftlichen Charakter besitzt, also keinen sachlichen Vermittler wie das Geld (Preis) benötigt.       


� Mit Bezug auf die moderne bürgerliche Gesellschaft hat Marx den Zusammenhang von Gesellschaft und Staat treffend wie folgt formuliert: „Die Abstraktion des Staates als solchem gehört erst der modernen Zeit, weil die Abstraktion des Privatlebens erst der modernen Zeit gehört. Die Abstraktion des politischen Staats ist ein modernes Produkt.“ Marx, Kritik des Hegelschen Staatsrechts, MEW 1, S. 233 Entscheidend dabei sei die Herausbildung des „unabhängigen Privateigentums“, wodurch sich die politischen Elemente der früheren Gesellschaft herausgelöst und sich als Staat separiert und darin konzentriert hätten. „Wenn also das ‚unabhängige Privateigentum’ … die Bedeutung der politischen Unabhängigkeit hat, so ist es die politische Unabhängigkeit des Staates.“ Ebenda, S. 312 Das Eigentum entwickelt sich „bis zum modernen, durch die große Industrie und universelle Konkurrenz bedingten Kapital, dem reinen Privateigentum, das allen Schein des Gemeinwesens abgestreift und alle Einwirkung des Staats auf die Entwicklung des Eigentums ausgeschlossen hat. Diesem modernen Privateigentum entspricht der moderne Staat … Durch die Emanzipation des Privateigentums vom Gemeinwesen ist der Staat zu einer besonderen Existenz neben und außer der bürgerlichen Gesellschaft geworden.“ Marx/Engels, Deutsche Ideologie, MEW 3, S. 62


� Die Bedeutung der außenpolitisch-militärischen Komponente für die Konstitution des Staates hat die Klassik im Gegensatz zu heute durchaus zu würdigen gewusst. Adam Smith sah darin die „Hauptaufgabe“ bzw. „die erste Pflicht“ des Staates, neben den beiden anderen Funktionen, der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung und der Bereitstellung von Infrastruktureinrichtungen, soweit diese vom Einzelkapital aufgrund langer Umschlagszeiten und anderer Besonderheiten nicht angeboten werden könnten.


� Für John St. Mill bildet ein Teil der Menschheit erst dann eine Nationalität, wenn seine Glieder durch gemeinsame Gefühle geeint sind, die zwischen ihnen und anderen nicht bestehen. Ein solches Nationalgefühl kann, wie er meint, seinen Ursprung in verschiedenen Ursachen (Gleichheit von Rassen und Abstammung, Gemeinsamkeit der Sprache, der Religion) haben. „Die stärkste von allen ist jedoch die Gemeinsamkeit des politischen Schicksals“. Mill (1873), S. 220. Ernest Renan definiert in seiner berühmten Rede „Was ist eine Nation“ aus dem Jahre 1882 die Nation als „ein geistiges Prinzip, das aus tiefen Verwicklungen der Geschichte resultiert, eine spirituelle Familie…Das Dasein einer Nation ist … ein tägliches Plebiszit“. (1882), S. 307 und 309. Solche Vorstellungen tauchten in der späteren Diskussion immer wieder auf: „Wir müssen nicht aus der Nation das Nationalbewusstsein, sondern umgekehrt aus dem Nationalbewusstsein die Nation ableiten“. Oppenheimer (1923), S. 644. „Nationalismus ist eine Geisteshaltung, von der die Mehrheit der Bevölkerung ergriffen ist und die den Anspruch erhebt, die Gesamtheit der Bevölkerung erfassen zu können.“ Kohn (1944), S. 23


� „Das entscheidende Charakteristikum der modernen Nation (…) ist ihre Modernität. (…) Für das spanische Wörterbuch von 1726 (…) bedeutet das Wort patria oder das volkstümlichere tierra, die Heimat, lediglich den ‚Ort, die Gemeinde oder das Land, wo jemand geboren ist‘ oder ‚jene Gegend, Provinz oder jener Landstrich einer Herrschaft‘.(…) Erst 1884 wurde tierra mit dem Staat verbunden, und erst 1925 hören wir den emotionalen Beiklang des modernen Patriotismus, der patria, definiert als ‚unsere eigene Nation, mit der Gesamtheit materieller und immaterieller Dinge in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, denen die liebevolle Treue von Patrioten gehört.‘“ Hobsbawm (1991), S. 25ff. Im Niederdeutschen des Mittelalters hat der Begriff „natie“, der kaum allgemeine Verwendung gefunden haben sollte, noch nicht die Mitbedeutung von „Volk“, die er erst im 16. Jh. annimmt. Wie im mittelalterlichen Frankreich bezeichnet „natie“ die Geburt und die Abstimmungsurkunde. Vergleiche Hobsbawm (1991), S. 27.


� Geary (2002), S.29


� Die Nation als Kennung eines Volkes im Unterschied zu einem anderen, prägt die entsprechenden Institutionen. Der Staat, nach außen hin, besitzt nun die Form eines Nationalstaats. Auch die Volkswirtschaft, die ich bereits stillschweigend mit einer nationalen Ökonomie gleichgesetzt habe, erhält eigentlich erst jetzt dieses Attribut. Nach außen hin, also unter dem Gesichtspunkt der Vielzahl konkurrierender Volkswirtschaften, nehmen diese den Charakter von National-Ökonomien an.


� Rifkin, Tagesspiegel vom 26.11.2002


� „Da ist der Hass gegen das fremde Volk nicht allein erlaubt, sondern geboten“, schrieb der einflussreiche nationale Propagandist Ernst Moritz Arndt 1813 mit Blick auf die Herstellung einer deutschen Nation. Der innere Zusammenhang von Ökonomie und dem Aufbrechen nationaler Gefühle ist ihm wie auch den späteren Autoren unbekannt geblieben. Die nationale Feindschaft siedelt er in der Kultur, insbesondere der Sprache an. „Jener Hass, den ich eben berührt habe, der aus angebornen Verschiedenheiten der Völker entspringt, möge ich einen äußeren Hass nennen; innerlich wird er, wenn ein Volk sich einmal des Frevels unterstanden hat, seine Nachbarn unterjochen zu wollen: dann brennt er bei edlen Völkern unauslöschlich. So muss bei den Teutschen jetzt der Hass brennen gegen die Franzosen, denn sie haben sich der Kühnheit erfrecht, ein Volk unterjochen zu wollen…nein, wir sollten sie hassen, weil sie schon über drei Jahrhunderte unsere Freiheit hinterlistig belauert haben.“ Arndt (1813), S. 329


� Renan (1882), S. 309


� Gellner (1999), S. 151; Vergleiche auch Geary (2002), Anderson (1998), Hobsbawm (1991).
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